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Die Beschlüsse des NATO-Gipfels am 24. März 2022 in Brüs-
sel sind eindeutig. Das Tansatlantische Bündnis setzt weiter 
auf Muskelspiele und die Verstärkung seiner Truppen entlang 
der Ostflanke. Dafür stehen der NATO, zusätzlich zu den fast 
300.000 Soldat*innen der acht östlichen Bündnisstaaten, mitt-
lerweile 40.000 Soldat*innen unter direktem Kommando aus 
Brüssel sowie jeweils über 100 Kampfjets und Schiffe, darunter 
auch Flugzeugträger und U-Boote, zur Verfügung. Die NATO-
Truppen würden von mittlerweile 100.000 US-Soldat*innen in 
Europa unterstützt.

Zentrale Neuheit des Gipfels ist allerdings die Einrichtung von 
vier neuen NATO-Battlegroups in der Slowakei, Ungarn, Rumä-
nien und Bulgarien. Die Stationierung von NATO-Truppen ent-
lang der Ostflanke soll laut Generalsekretär Jens Stoltenberg von 
der Ostsee bis zum Schwarzen Meer reichen.

Laut dem ehemaligen deutschen NATO General Erhard Bühler 
passiere die Aufstellung neuer Battlegroups “auf den Wunsch 
der anderen mittel-/osteuropäischen Staaten”. Mit dieser in der 
deutschen Debatte gängigen Aussage liegt Bühler zwar formal 
nicht falsch, aber was das Zustandekommen der neuen Stationie-
rungen angeht, auch alles andere als richtig.

Tatsächlich haben die vier Staaten schlussendlich formal bei 
der NATO nach der Einrichtung der neuen Truppen angefragt. 
In Slowenien war diesem Schritt aber erheblicher Zweifel, in 
Bulgarien und Ungarn sogar offene Ablehnung aus Regierungs-
kreisen vorangegangen. Erst mehrere NATO-Gipfel und diverse 
Besuche von hohen US-Gesandten in die Region führten in den 
letzten anderthalb Monaten schließlich zu einer kaum als freiwil-
lig zu bezeichnenden Zustimmung.

Debatte mit Vorlauf

Die Diskussion um die Verstärkung der NATO-Präsenz in 
Zentral- und Südosteuropa begann nicht erst mit dem russi-
schen Truppenaufmarsch an den ukrainischen Grenzen ab Ende 
2021. Bereits im Sommer 2020 wurde ein Debattenbeitrag auf 
warontherocks.com veröffentlicht, einem Internetblog der Texas 
National Security Review. Darin wird argumentiert, dass die 
NATO durch die unterschiedlichen Vorgehensweisen im Balti-
kum und in Polen einerseits und in Zentral- und Südosteuropa 
– insbesondere in der Schwarzmeerregion - andererseits Lücken 
für russische Vorstöße und Provokationen offen lasse. “Bei einer 

Gastgeber wider Willen?
NATO setzt vier neue Battlegroups durch
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https://www.nato.int/nato_static_fl2014/assets/pdf/2022/3/pdf/2203-map-det-def-east.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=gdgcedE065w
https://warontherocks.com/2020/06/nato-needs-a-coherent-approach-to-defending-its-eastern-flank/
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wirksamen Abschreckung geht es nicht nur um ein mathemati-
sches Gleichgewicht der Kräfte, sondern darum, dem Kreml die 
Fähigkeiten und die Entschlossenheit der NATO und ihrer Part-
ner zu vermitteln. Jeder wahrgenommene Mangel an Zusammen-
halt und Kohärenz [...] könnte Moskau ungewollt signalisieren, 
dass es die Schwachstellen innerhalb des Bündnisses ungestraft 
ausnutzen kann.”

Daher müsse der Fokus der NATO geweitet werden. Dafür sei 
die Präsenz von Battlegroups, Kampfjets und der Ausbau der 
Flug- und Raketenabwehr, wie bereits zuvor im Baltikum und in 
Polen, auch in den weiteren Staaten der Ostflanke nötig. Dieser 
Debattenbeitrag kam allerdings nicht von irgendwem. Einer der 
vier Autoren war Ben Hodges, der bis zu seiner Pensionierung 
2018 als Kommandeur der US Landstreitkräfte in Europa tätig 
war.

Pläne mit Widersprüchen

Im Dezember 2021 machte sich ein führender aktiver US-
General diese Forderungen zu eigen. Laut Medienberichten 
brachte Tod Walters, der militärischer Oberkommandierende 
der NATO, in einer Videokonferenz mit militärischen Führern 
aus Partnerstaaten die Einrichtung von NATO-Battlegroups in 
Rumänien und Bulgarien ins Spiel. Anfang des Jahres wurde die 
Debatte um die mögliche Einrichtung von NATO-Battlegroups 
in der Slowakei und Ungarn ausgeweitet.

Seit Februar 2022 wurden, parallel zum russischen Truppenauf-
marsch, Soldat*innen der US-Streitkräfte und weiterer NATO-
Staaten nach Slowenien, Ungarn, Rumänien und Bulgarien 
verlegt. Vorerst allerdings auf Grundlage bilateraler Vereinba-
rungen.

Positive Signale für die Einrichtung neuer Battlegroups kamen 
aus Rumänien und der Slowakei, die  spontan auch der temporä-
ren Stationierung von je über 1.000 US-Soldat*innen zustimm-
ten. Während diese Entscheidung aus Bukarest nicht verwundert 
– die dortige Regierung gibt sich bereits seit Jahren als NATO-
Musterschüler in der Region – kamen die Signale aus Bratislava 
eher überraschend. Dort vollzog die Regierung in der Frage der 
Stationierung fremder Truppen auf ihrem Territorium im Laufe 
des Februar, entgegen der Stimmung in der Bevölkerung und 
massiver Proteste, einen deutlichen Richtungswechsel. (siehe 
IMI-Analyse 2022/09)

Auf dieser Grundlage wurde auf dem spontan einberufenen 
NATO-Gipfel am 25. Februar 2022 die Einrichtung von je einer 
Battlegroup in der Slowakei und in Rumänien verkündet. Wäh-
rend der rumänische Präsident Klaus Iohannis Anfang März 
öffentlich auf eine schnelle Entsendung der NATO-Truppen in 
sein Land drängte, war die Debatte in Budapest und Sofia weiter 
von Misstrauen und offener Ablehnung geprägt.

Budapest – Orban-Regierung lenkt ein

Die Regierung Orban in Budapest stellte sich zwischenzeitig 
offensiv gegen die Pläne der NATO. Anfang Februar erklärte 
Ungarns Außenminister Péter Szijjártó gegenüber dem Sender 
Euronews, Ungarn werde keine weiteren NATO-Truppen auf 
seinem Territorium akzeptieren. Mit der ungarischen Armee 
selbst seien bereits NATO-Truppen im Land stationiert. Dieser 
Logik folgend wurde am 23. Februar, einen Tag vor der russi-
schen Invasion in der Ukraine, durch den Oberbefehlshaber der 
NATO, Tod Walters, die NATO-Zertifizierung ungarischer Trup-
pen bekanntgegeben. Damit erhielten sie den Stempel im Auftrag 
des Bündnisses eingesetzt werden zu können.

Am 4. März, also bereits nach Kriegsbeginn, wiederholte 
Außenminister Szijjártó seine Aussage in etwas abgeschwäch-
ter Form: “Die ungarischen Verteidigungskräfte können Ungarn 
schützen. Es werden keine zusätzlichen Kräfte gebraucht.” Ver-
mutlich nach massivem Druck der NATO veröffentlichte der 
ungarische Regierungschef Orban dann am 7. März ein Dekret, 
das dem Aufenthalt von NATO-Truppen im Land unter Bedin-
gungen zustimmt. Jegliche Waffenlieferungen Richtung Ukraine 
über das Territorium Ungarns werden darin untersagt und der 
Transit und Aufenthalt von NATO-Truppen auf den Landes-
teil westlich der Donau beschränkt. Bereits drei Tage zuvor 
hatte die kroatische Regierung verkündet, bei Bedarf bis zu 70 
Soldat*innen nach Ungarn zu entsenden.

Wann genau Ungarn auf die Forderungen der Verbündeten 
einging, bleibt unklar. Mittlerweile steht aber fest, dass Ungarn 
die Führung der Battlegroup im Land wohl selbst übernehmen 
wird. Hinzu kommen sollen dann Soldat*innen aus Kroatien, der 
Türkei, Italien, den USA und Montenegro.

Damit geht die ungarische Regierung zwar auf die Pläne der 
NATO ein, verfolgt aber unter geänderten Bedingungen ihren 
alten Kurs weiter. Dafür wurde die ungarische Armee in den letz-
ten Jahren bereits durch umfassende Waffenkäufe auf den Weg 
zum NATO-Standard gebracht (siehe IMI-Analyse 2021/33). 
Zudem führt Ungarn den Aufbauprozess für die Einrichtung 
eines Multinational Division Centre, das künftig bis zu 20.000 
Soldat*innen aus Ungarn, der Slowakei und Kroatien im Auftrag 
der NATO führen können soll. Während Budapest seine Trup-
pen für die volle NATO-Integration fit macht, wird parallel der 
Versuch unternommen, maximale Kontrolle über eigene Trup-
pen und die Präsenz der NATO auf ungarischem Territorium zu 
behalten.

Sofia – neuer Verteidigungsminister  
macht Weg frei

In Bulgarien führten die Auseinandersetzungen um die Bewer-
tung des Krieges in der Ukraine und das Verhältnis des Landes 
zur NATO zu ernsten Auseinandersetzungen innerhalb der 
Regierung. Bereits am 21. Dezember 2021 äußerte sich der bul-
garische Verteidigungsminister Stefan Yanev dahingehend, dass 
Bulgarien keine NATO-Truppen im Land brauche und mit Blick 
auf die Ukraine einen neutralen Status einnehmen sollte – weder 
pro-russisch, noch pro-NATO oder pro-EU, sondern orientiert an 
nationalen Interessen. Seit Beginn der Debatte um neue NATO-
Truppenstationierungen im Dezember 2021 hatte er sich gegen 
NATO-Truppen in Bulgarien ausgesprochen.  Kurz nach dem 
russischen Einmarsch und Yanevs Verweigerung, das Geschehen 
in der Ukraine als Krieg zu bezeichnen, wurde er von Regierung-
schef Kiril Petkov gefeuert. Präsident Rumen Radev, der von 
der Sozialistischen Partei unterstützt wird, die traditionell eine 
gewisse Nähe zu Russland pflegt, akzeptierte diesen Schritt der 
Regierung zwar, bezeichnete den Austausch des Verteidigungs-
ministers inmitten einer Krise in der direkten Nachbarschaft 
allerdings als Risiko, das die Regierungskoalition zu tragen 
habe. Zum 01. März wurde der Ex-Soldat Yanev durch Dragomir 
Zakov, einen Diplomaten und bisherigen ständigen Repräsentan-
ten Bulgariens bei der NATO in Brüssel, ersetzt.

Seitdem kamen einige Dinge in Bewegung. Am 18. und 19. 
März besuchte US-Verteidigungsminister Lloyd Austin Sofia. Die 
Gespräche mit Premierminister Petkov und dem neuen Verteidi-
gungsminister Zakov wurden von einer größeren Demonstration 
vor dem Verteidigungsministerium in Sofia begleitet, auf der 
Parolen gegen die NATO und die Sanktionen gegen Russland 
skandiert wurden.

https://www.dw.com/en/nato-mulls-deploying-troops-to-bulgaria-romania-der-spiegel/a-60182693
https://www.dw.com/en/nato-mulls-deploying-troops-to-bulgaria-romania-der-spiegel/a-60182693
https://www.imi-online.de/2022/03/01/die-nato-macht-mobil/#_edn10
https://www.imi-online.de/2022/03/01/die-nato-macht-mobil/#_edn10
https://www.imi-online.de/2022/03/18/aufruestung-der-slowakei/
https://www.stern.de/news/nato-verlegt-eingreiftruppe-nach-rumaenien-und-in-die-slowakei-31661602.html
https://www.agerpres.ro/english/2022/03/08/iohannis-we-wish-allied-decision-to-set-up-battle-group-in-romania-be-approved-as-soon-as-possible--880269
https://www.euronews.com/2022/02/09/ukraine-crisis-hungary-won-t-accept-more-nato-troops-on-its-soil-says-foreign-minister-szi
https://shape.nato.int/news-archive/2022/saceur-certifies-hungarian-national-troop-contribution
https://www.euractiv.com/section/defence-and-security/news/budapest-allows-nato-troop-deployment-in-hungary/
https://www.euractiv.com/section/defence-and-security/news/budapest-allows-nato-troop-deployment-in-hungary/
https://www.euractiv.com/section/defence-and-security/news/budapest-allows-nato-troop-deployment-in-hungary/
https://www.euractiv.com/section/politics/short_news/croatia-set-to-send-up-to-70-troops-to-nato-battlegroups-in-hungary/
https://www.imi-online.de/2021/07/09/ungarische-aufruestungspolitik/
https://mncne.nato.int/newsroom/news/2020/commander-in-slovakia-and-hungary
https://www.euractiv.com/section/politics/short_news/defence-ministers-nato-stance-creates-new-tensions/
https://odessa-journal.com/bulgarias-defense-minister-has-been-fired-for-refusing-to-name-russias-invasion-a-war/
https://balkaninsight.com/2022/03/01/bulgaria-replaces-ousted-defence-minister-with-nato-envoy/
https://balkaninsight.com/2022/03/01/bulgaria-replaces-ousted-defence-minister-with-nato-envoy/
https://bg.usembassy.gov/us-secretary-of-defense-lloyd-austin-march-18-19-visit-to-bulgaria-03-19-2022/
https://www.telesurenglish.net/news/US-Defense-Secretary-Trip-to-Bulgaria-Met-by-Anti-NATO-Rally-20220320-0001.html
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Als Ergebnis der Verhandlungen wurde ein Kompromiss prä-
sentiert: Bulgarien bleibt bei seiner Position, keine Waffen an 
die Ukraine zu liefern. Damit widersprach der bulgarische Pre-
mierminister Berichten, nach denen die bulgarische Armee auf 
Anfrage der USA Flugabwehrraketensysteme des russischen 
bzw. sowjetischen Typ S-300 an die Ukraine liefern könnte. Statt-
dessen verkündeten die beiden Verteidigungsminister, dass auch 
Bulgarien eine NATO-Battlegroup mit rund 1.000 Soldat*innen 
aufstellen wird. Laut der US-Botschaft sei die Battlegroup unter 
bulgarischer Führung und mit Beteiligung einer US-Infanterie-
kompanie samt Radpanzern (~100-200 Soldat*innen) bereits 
einsatzbereit. Nach dem folgenden NATO-Gipfel am 24. März 
meldete Sofia Globe, dass neben Bulgarien, den USA und Groß-
britannien vermutlich auch Italien Soldat*innen für die künftige 
Battlegroup entsenden wird.

Damit schert auch die bulgarische Regierung in der neuen 
Zusammensetzung auf NATO-Kurs ein.

Front gestärkt, Widersprüche geglättet, Verträge 
versenkt?

Mit der Slowakei, Ungarn und Bulgarien fallen drei NATO-
Staaten ins Glied, die zuvor als eher russlandfreundlich galten. 
Auch ohne jegliche Sympathie für die dortigen Regierungen ist 
es beeindruckend, mit welcher Härte strategische Ziele anschei-
nend auch innerhalb der NATO durchgesetzt werden. Die unter 
Druck zustandegekommene Zustimmung der Gastgeberländer 
versetzt das Bündnis in die Lage, lang gehegte Pläne der Aufrü-
stung der Südostflanke umzusetzen. Zudem führt dieser Schritt 
dazu, dass sich die Slowakei, Ungarn und Bulgarien vermutlich 
auch langfristig weiter von Russland entfernen werden. Läuft 
es so, wie bereits seit 2017 im Baltikum, folgt auf die Statio-
nierung der Battlegroups eine Phase der weiteren Integration 
der nationalen Streitkräfte in die Strukturen der NATO. Dafür 
müssen insbesondere in der Slowakei und in Bulgarien größere 
Mengen an alter Militärtechnik aus Sowjetzeiten mit modernem 
westlichem Gerät nach NATO-Standard ersetz werden. Dadurch 
würden weitere Verbindungen der jeweiligen Militärs nach 
Osten gekappt und die transatlantische Bindung ganz handfest 
gestärkt. Zudem können sich auch deutsche Rüstungskonzerne – 
allen voran Rheinmetall – in diesem Prozess prächtige Geschäfte 
erhoffen.

Dass eine Rückkehr zur NATO-Russland-Grundakte von 
1997 nach einem zu erhoffenden baldigen Ende des Krieges in 
der Ukraine durch die neuen Battlegroups deutlich erschwert 
wird, ist in der öffentlichen Debatte kaum zu hören. Der Ver-
trag beschränkt allerdings nicht nur die Menge an Truppen in 
den Staaten des ehemaligen Warschauer Pakts, sondern schließt 
auch die Stationierung von Atomwaffen in der Region aus. In der 
NATO scheint es allerdings bereits Pläne zu geben, den Vertag 
mit Russland ohnehin spätestens auf dem Gipfel im Sommer 
in Madrid endgültig über den Haufen zu werfen. Während in 
Berlin davon ausgegangen wird, dass der Vertrag noch intakt sei, 
aufgrund der aktuellen Lage aber die Interpretation angepasst 
wurde, sieht beispielsweise die Regierung in Tallin das Abkom-
men bereits als gescheitert. Das würde die estnische Forderung 
nach einer dauerhaften (nicht rotierenden) Stationierung von 
NATO-Truppen in den östlichen Bündnisstaaten ermöglichen.

Mit der Verkündung seiner Pläne, die NATO-Truppen entlang 
der Ostflanke auch künftig weiter aufzustocken, bläst NATO-
Generalsekretär Stoltenberg, dessen Amtszeit am 24. März 
außerplanmäßig um ein Jahr verlängert wurde, in ein ähnliches 
Horn.

In der FAZ wird bereits darüber spekuliert, die NATO könne im 
Juni in Madrid beschließen in den acht östlichen Bündnisstaaten 
je eine Brigade (~5.000 Soldat*innen) zu stationieren. Das wäre 
der endgültige Sargnagel für die NATO-Russland-Grundakte. 
Nach dem Ende des ABM- und INF-Vertrages zur nuklearen 
Abrüstung, würde der Westen damit einen weiteren Vertrag mit 
Komponenten der nuklearen Rüstungskontrolle begraben und 
damit die längst begonnene Rüstungsspirale weiter befeuern.

https://sofiaglobe.com/2022/03/18/bulgarias-pm-dismisses-talk-of-supplying-weapons-to-ukraine/
https://sofiaglobe.com/2022/03/18/bulgarias-pm-dismisses-talk-of-supplying-weapons-to-ukraine/
https://bg.usembassy.gov/us-secretary-of-defense-lloyd-austin-march-18-19-visit-to-bulgaria-03-19-2022/
https://sofiaglobe.com/2022/03/24/nato-leaders-agree-on-new-multinational-battlegroups-in-bulgaria-hungary-romania-slovakia/
https://augengeradeaus.net/2022/03/mehr-staerke-der-nato-gegen-russland-doch-nicht-so-einig/
https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/ukraine-krieg-nato-will-praesenz-im-osten-verdoppeln-17903847.html
https://www.imi-online.de/2022/03/03/der-nato-prolog-des-ukraine-krieges/
https://www.imi-online.de/2022/03/03/der-nato-prolog-des-ukraine-krieges/
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AntiMilitarismus 
braucht Analysen, 
IMI braucht euch!
Dieser Wegweiser zeigte 2017 am Tag der Bundeswehr in 

Dornstadt in die Richtungen der zahlreichen, aktuellen Aus-
landseinsätze der Bundeswehr. 
Die Informationsstelle Militarisierung (IMI) versucht mit all 

den Einsätzen sowie den Militariserungsprozessen im Inneren, 
Migrationsbekämpfung, militärischen Landschaften, Rekru-
tierungsmaßnahmen, Rüstungshaushalten und vielen weiteren 
Themen Schritt zu halten. 
Um dazu fähig zu sein und das erstellte Material grundsätz-

lich online kostenlos zur Verfügung stellen und in Printform 
zum Selbstkostenpreis abgeben zu können, sind wir auf Spen-
den und Mitgliedschaften angewiesen, die steuerlich absetzbar 
sind.
Daher bitten wir alle, die sich finanziell dazu in der Lage 

sehen, uns für das kommende Jahr mit einer Spende zu unter-
stützen oder auch Menschen im Bekanntenkreis über eine 
mögliche IMI-Mitgliedschaft zu informieren.

IMI-Spendenkonto Kreissparkasse Tübingen:
IBAN: DE64 6415 0020 0001 6628 32
BIC: SOLADES1TUB

Mitgliedsformulare finden sich hier: 
www.imi-online.de/mitglied-werden

Jede Form der Unterstützung ist sehr willkommen! 


